
Das EEG muss ersatzlos weg! Wie
schafft man das und wer kommt für
Schadensersatz auf?

Das von Rot Grün 2000 eingeführte „Erneuerbare Energien Gesetz“[1] – kurz
EEG- steht für die größte jemals in Deutschland vom Staate angezettelte
Umverteilung von unten nach oben, seit dem Ende des zweiten Weltkrieges.
Gleichzeitig zerstört es, durch den  zwangsweise bezahlten Aufbau einer
parallelen fluktuierend volatilen Stromerzeugungskapazität , die vorhandene,
von vielen als weltbeste empfundene Stromerzeugungs- und verteilungs-
Infrastruktur, und vernichtet damit wertschöpfende Arbeitsplätze entlang der
gesamten industriellen Wertschöpfungskette. Zuerst bei den energieintensiven
Industrien, dann bei allen anderen. Dies geschieht durch einen rapiden
Anstieg des Strompreises einerseits, der die 80 Mio Verbraucher zugunsten
einiger weniger schwerstens belastet, bzw. Unternehmen konkurrenzunfähig
macht, und/oder durch den Zwang sich vom öffentlichen, immer instabiler
werdenden Netz unabhängig zu machen und eigene teure
Stromerzeugungskapazitäten aufzubauen, oder gleich ins Ausland auszuweichen.
Somit ist also nicht nur der unmittelbare Schaden immens, sondern und
wahrscheinlich noch höher- auch der mittelbare.

Erreichten die Zahlungen der Netzbetreiber an die Erzeuger, erzwungen durch
das EEG bereits Ende 2012 knapp die 100 Mrd € Marke, so werden wohl allein in
2013 weitere 25 bis 30 Mrd € hinzukommen. Doch das ist noch längst nicht
alles, denn allein aus den Installationen bis Ende 2012 resultiert sich damit
eine garantierte zukünftige Zahlungsverpflichtung an die NIE- (Neue Instabile
Energien) Besitzer von rd. 300 Mrd €.[2]

Rechnet man nur den unteren Wert von 25 Mrd € der diesjährigen Kosten hinzu,
dann werden allein aus dem Zuwachs von 2012 zu 2013 weitere 95 Mrd € an
Zahlungsverpflichtungen für weitere 20 Jahre festgeschrieben. D.h. selbst
wenn der Zubau radikal ab dem 1.1.14 eingestellt würde, müssten die
Verbraucher trotzdem für die kommenden 19 Jahre an die Besitzer der bereits
installierten NIE (Neue Instabile Energien) –Anlagen insgesamt noch ca. 376
Mrd € bezahlen[3].

Dass diese Summe niemand bezahlen kann und sicher auch nicht will, muss wohl
jedem anständigen Menschen einleuchten. Rechtsanspruch hin oder her.

Zudem ist der so erzeugte Strom auch von schlechter Qualität in Bezug auf
Spannungs-, Frequenz- und Phasenkonstanz und gleichzeitig extrem überteuert.
Daher würde niemand, der klar im Kopfe ist– bei Kenntnis der Zusammenhänge-
diesen Strom bei sich im Hause dulden, geschweige denn ihn freiwillig kaufen.
Doch die Regierung und mit ihr alle im Bundestag vertretenen Parteien wollen
es so, obwohl inzwischen auch manchen unter ihnen dämmert, welches Harakiri
Gesetz sie da beschlossen haben.

Deswegen besteht genügend Anlass, nicht nur über die konsequente Abschaffung
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des EEG nachzudenken, sondern auch darüber, ob und wie die Besitzer der NIE
Anlagen ggf. zu entschädigen sein würden, stünde die Abschaffung des EEG auf
der Tagesordnung des Parlamentes.

Zur Abschaffung:
Sollte eine solche Gesetzesinitiative des Bundestages nicht zustande
kommen, bedarf es einer Entscheidung – wahrscheinlich sogar – des höchsten
deutschen Gerichtes.

Eine Möglichkeit für einen Gerichtsbeschluss wäre die Möglichkeit das EEG
wegen Nichtigkeit anzufechten:

1. Nichtigkeit des EEG
Im öffentlichen Recht stellt  § 44 Verwaltungsverfahrensgesetz (VerwVerfG)
die Fälle der Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes fest.

Ein Verwaltungsakt  ist nach § 44 Verwaltungsverfahrensgesetz § 44 immer dann
nichtig, wenn er aus tatsächlichen Gründen von niemandem ausgeführt werden
kann (siehe Textauszug (x) des § 44 VerwVerfG).  Und er ist auch dann immer
nichtig, wenn er gegen die guten Sitten verstößt. In dieser gesetzlichen
Regelung wird nur zum Ausdruck gebracht und für das Verwaltungshandeln als
maßgeblich erklärt, was ohnehin dem allgemeinen Rechtsbewußtsein entspricht.

Was für das Handeln der öffentlichen Verwaltung gilt, muß erst recht für den
„öffentlichen“ Gesetzgeber gelten. Auch der Gesetzgeber darf nichts
Unmögliches verlangen oder gegen die guten Sitten verstoßen. Das EEG regelt
 aber etwas Unmögliches und verstößt gegen die guten Sitten, ist also
nichtig.

1. Das EEG kann aus tatsächlichen Gründen von niemandem ausgeführt
werden, denn Sinn und Zweck des EEG ergeben sich aus dessen § 1 Absatz 1, der
wie folgt lautet::

„Zweck dieses Gesetzes ist es, insbesondere im Interesse des Klima- und
Umweltschutzes eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu
ermöglichen, die volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung auch
durch die Einbeziehung langfristiger externer Effekte zu verringern, fossile
Energieressourcen zu schonen und die Weiterentwicklung von Technologien zur
Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien zu fördern.“ 

Wie inzwischen feststeht, werden durch das EEG weder das Klima geschützt,
noch die volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung vermindert, noch
werden die fossilen Ressourcen geschont. Das Gegenteil ist in erwiesener
Weise der Fall. Lediglich die Weiterentwicklung von Technologien wird
gefördert, jedoch ohne jeden realen oder auch nur volkswirtschaftlichen
Nutzen (Sinnbildlich: Der Heizer auf der E-Lok, überflüssig wie ein Kropf).

Niemand kann eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung durch
erneuerbare Energien und gleichzeitig die Senkung der volkswirtschaftlichen



Kosten der Energieversorgung erreichen. Das Gesetz ist daher von
niemandem ausführbar, verlangt also Unmögliches und ist schon von daher
nichtig.

Eine andere Möglichkeit wäre das EEG wegen Sittenwidrigkeit anzufechten.

2. Sittenwidrigkeit des EEG
Das EEG ist aber auch aus einem anderen Grunde nichtig.

§138 BGB regelt, dass ein sittenwidriger Vertrag dessen Nichtigkeit zur Folge
hat. Zu Überlegungen über das Vorliegen von Sittenwidrigkeit ist deren
Definition im „Rechtslexikon online“ hilfreich.

Die Sittenwidrigkeit eines Rechtsgeschäfts kann sich aus dem Inhalt (z. B.
Verstoß gegen die Menschenwürde oder die Familienordnung) oder aus dem
Gesamtcharakter ergeben:

•    Bei sittenwidrigem Inhalt muss der sittenwidrig Handelnde Kenntnis über
die die Sittenwidrigkeit begründenden Umstände haben. Bei grob fahrlässiger
Unkenntnis wird diese Kenntnis vermutet.

•    Ist der Gesamtcharakter sittenwidrig müssen die sittenwidrig handelnden
Parteien die Umstände, aus denen sich die Sittenwidrigkeit ergibt, kennen.

In beiden Fällen ist es aber nicht nötig, dass die Kenntnis sich auch auf die
Sittenwidrigkeit erstreckt.

Eine besondere Form der Sittenwidrigkeit ist der Wucher.

Wucher liegt vor, wenn objektiv ein auffälliges Missverhältnis zwischen
Leistung und Gegenleistung vorliegt.  Erforderlich ist auch, dass der
Wucherer bei seinem Vertragspartner eine Schwächesituation (Zwangslage,
Unerfahrenheit, Mangel an Urteilsvermögen, erhebliche Willensschwäche)
ausgebeutet hat. Der Umstand „Zwangslage“ ist bilderbuchmäßig beim EEG
gegeben. Zudem ein Zwang bei dem sich der Gezwungene (der Netzbetreiber) mit
dem Vertragspartner (NIE-Erzeuger) zulasten eines ebenfalls gezwungenen
Dritten (dem Verbraucher) auf dessen Kosten verständigt.

An die Sittenwidrigkeit knüpft das Gesetz zahlreiche Rechtsfolgen.  Einige
Beispiele:

•    Sittenwidrige Rechtsgeschäfte sind nichtig (§ 138 des Bürgerlichen
Gesetzbuches, BGB)

•    Sittenwidrige Verwaltungsakte sind nichtig (§ 44
Verwaltungsverfahrensgesetz, VwVfG)

•    Eine vorsätzliche sittenwidrige Schädigung verpflichtet zum
Schadensersatz (§ 826 BGB)

Eine besondere Regelung zur Sittenwidrigkeit enthält die Generalklausel in §



1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG). Danach kann derjenige,
der im geschäftlichen Verkehr sittenwidrige Handlungen vornimmt, auf
Unterlassung und Schadensersatz in Anspruch genommen werden. Die Vorschrift
schützt damit die guten Sitten des Wettbewerbs.

Im Strafrecht ist eine die Rechtswidrigkeit ausschließende Einwilligung in
eine Körperverletzung nicht möglich, wenn eine Tat gegen die guten Sitten
verstößt (§ 228 Strafgesetzbuch, StGB).

Dass diese Voraussetzungen beim EEG vorliegen, bei dem zwei Vertragspartner –
der eine gezwungen (Netzbetreiber) der andere freiwillig (Erzeuger von NIE)
sich darauf verständigen, zu Lasten eines Dritten (Stromverbraucher) ein
Produkt zu kaufen bzw. verkaufen, zeigt klar und deutlich, dass eben ein
auffälliges Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung besteht. DAS
IST OFFENKUNDIG.

Da die Schädigung ebenso offenkundig vorsätzlich erfolgte – wenn man auch bei
manchen der handelnden Politiker gelegentlich guten Glauben an eine gute
Sache unterstellen könnte, weil sie in ihrer absoluten Unkenntnis
entscheidender naturgesetzlicher Grenzen glaubten, dass sie hiermit
Deutschland und der Welt einen Vorteil verschaffen würden- gilt auch hier das
alte Gesetz:

Unwissenheit – zumal selbstverschuldete – schützt
vor Strafe nicht.
Diese Strafe wäre, nach allen geltenden Rechtsnormen, zumindest die Leistung
von Schadensersatz. Nur, weil der Täter – in diesem Falle der Staat- kein
Geld hat, würde der Bestrafte der zuvor schon gebeutelte Verbraucher bzw.
Steuerzahler sein.

Gegenüber dem Stromverbraucher besteht zusätzlich die weitere Voraussetzung
der Ausnutzung einer Schwächesituation. Ggf auch gegenüber dem Netzbetreiber,
weil der ja gezwungen wird diesen Strom zu kaufen, was er niemals freiwillig
tun würde.

3. Verfassungswidrigkeit des EEG
Eine weitere Angriffsfläche bietet eine evtl. Verfassungswidrigkeit des
EEG. Eine gewisse Hoffnung darauf gibt ein Gutachten der Uni Regensburg, das
wohl Verfassungswidrigkeit bejaht. Dazu heißt es bei WIKIPEDIA:

„Nach einem Gutachten der Rechtsfakultät der Universität Regensburg aus dem
Jahr 2012 ist das EEG seit der Novelle von 2009 möglicherweise
verfassungswidrig. Problematisch sei vor allem der mit Inkrafttreten 2010 neu
eingeführte „Ausgleichsmechanismus“, der eine „Sonderabgabe“ darstelle, die
am Bundeshaus- halt vorbei fließt bzw. im Juristendeutsch „haushaltsflüchtig“
ist. Die Situation sei vergleichbar mit dem früheren „Kohlepfennig“ zur
Subventionierung des deutschen Steinkohlebaus, der 1994 verboten worden
ist.“ 



All das ist bestimmt sehr schwer nachzuweisen, aber Angriffspunkte sind jeden-
falls reichlich vorhanden.

Ein Rechtsstreit würde sich zwar über Jahre hinziehen, und entsprechend teu-
er, hätte aber die angenehme Nebenwirkung, dass über den Häuptern der Partei-
en das Damoklesschwert hinge, ein evtl. verfassungswidriges Gesetz, oder auch
nur mit nichtigen Verträgen wg. Wuchers den Deutschen zugemutet zu haben.

Die Grünen haben es mit Offenhaltung der Endlagerfrage exemplarisch vorge-
macht.

Aus meiner Sicht lohnt sich daher in jedem Fall eine weitere Verfolgung die-
ser Gedanken.

4. Entschädigung
Sollte es in irgendeiner Weise gelingen das EEG auf dem normalen Rechtswege
abzuschaffen, was m.E. nach zwingend nötig, aber keinesfalls erwartbar ist,
allein mangels Klägern, die es wagen würden, sich mit der EEG Lobby, den
vereinigten Kräften der vierten Gewalt – den Medien- und den Regierungen
gleichzeitig anzulegen, dann bliebe die Frage ob und wenn ja wie viel und von
wem an die Betreiber Schadensersatz zu leisten wäre.

Dazu wäre vorab die Frage zu klären, ob denn überhaupt ein
Schaden entstanden wäre. Im Einzelfall wäre das sehr
wahrscheinlich, aber in der Gruppe aller NIE Besitzer?

Denn klar ist, die Besitzer der NIE haben inzwischen mehr eingenommen, als
ihre Investitionen sie gekostet haben. D.h. sie haben bisher schon einen
kräftigen Gewinn eingefahren. Zu diesem Ergebnis komme ich – nach Art des
schwäbischen Hausmannes- anhand der folgenden Überlegungen:

Zu den Investitions-Kosten der bisher installierten
Erneuerbaren und den Einnahmen aus dem EEG
Die gesamte installierte Leistung der NIE beträgt per Ende 2012 ca. 62 GW.
davon 32,690 GW  Solar & der Rest Wind und etwas Biomasse. Die DENA  [4] gibt
an, dass pro KW Leistung für Wind ca. 1000 €. zu investieren sind. Bei
Photovoltaik[5]  sind es 2013 ca. 1500 bis 1800 €. Frühere Anlagen waren
teurer, 2006 lag deren Preis bei ca. 4500 €. Da waren es aber insgesamt nur
5,45 % der Gesamtinstallation[6] von Ende 2012.

Man liegt also nicht ganz falsch, wenn man für PVA einen Installationspreis
von im Mittel 2000 €/kWp ansetzt. Damit hätten die WKA 30x 10^6 x 1000 € = 30
Mrd € gekostet und die PVA Anlagen haben ca. 65 Mrd € gekostet. Zusammen sind
das 95 Mrd €.

Die Netzbetreiber haben bis Ende 2012 98,9 Mrd € an deren Besitzer bezahlt,
bis Ende diesen Jahres werden es wohl über 125 Mrd € geworden sein.



Volkswirtschaftlich gesehen, haben damit die Versorger die Anlagen abbezahlt,
und es bleibt zusätzlich noch ein Rest von ca. 27 Mrd € für die
Anlagenbesitzer über. Damit wäre denen aus meiner Sicht kein Schaden
entstanden, allenfalls könnte auf entgangene Gewinne geklagt werden, dem aber
kein echter Aufwand gegenüber steht. Warum man also die NIE Besitzer per
Schadensersatz auch noch abfinden sollte, kann ich deshalb nicht
nachvollziehen. Denn bei sofortigem Stopp für alle käme niemand von ihnen zu
Schaden. Sondern es blieb ein fetter Gewinn von rund 27 % übrig.

Aber innerhalb der Gruppe der NIE-Besitzer gäbe es Gewinner und Verlierer.
Doch wie innerhalb dieser Gruppe Gewinne und Verluste aus den bisherigen
Erlösen fair zu verteilen wären, überlasse ich den Juristen und Ökonomen. Die
haben schon bei anderen schwierige Verteilungsproblemen Wege gefunden und
diese gerichtsfest begründet (Stichwort Lastenausgleichsgesetz). Dass die
Ausgaben für die NIE´s von vornherein verbranntes Geld waren, macht die Sache
nicht besser.

Nun ist mir klar, dass meine obigen Ausführungen vielleicht so manchen Ökonomen und Juristen,
die Hände vors Gesicht schlagen lassen, ob meiner Unkenntnis, um nicht zu sagen, Naivität.
Denen rufe ich zu, her mit Euren professionellen Vorschlägen um die aufgezeigten Probleme zu
lösen. Die Sache eilt!

Michael Limburg EIKE

(x) Verwaltungsverfahrensgesetz

§ 44 Nichtigkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders
schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei verständiger Würdigung aller in
Betracht kommenden Umstände offensichtlich ist.

(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 ist
ein Verwaltungsakt nichtig,

1. …..

2. …..

3. …..

4. den aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen kann;

5. ……

6. der gegen die guten Sitten verstößt.

[1] Es basiert jedoch auf dem Vorläufergesetz namens Stromeinspeisungsgesetz,
dass von der Regierung Kohl im Dezember 1990 beschlossen wrude und
unter der damaligen Umweltministerin Angela Merkel Anfang 1991 in Kraft trat.

[2] Die Summe wurde wie folgt errechnet. Jeweiliger Zuwachs an Zahlungen mal



19 Jahre (vereinfacht wurde angenommen für das erste Jahr wurden bereits
vollständige Zahlungen geleistet) zuzüglich der 19 jährigen
Zahlungsverpflichtung, welche schon im Vorjahr für jeweils 19 Jahre bestand,
abzüglich der bereits geleisteten Zahlung bis 2012)

[3] Die Jahrgänge bis 2023 tragen ab dann nichts mehr zur Gesamtsumme bei

[4]
http://www.thema-energie.de/energie-erzeugen/erneuerbare-energien/windenergie
/grundlagen/wirtschaftlichkeit-von-windenergieanlagen.html

[5] http://www.photovoltaik-angebotsvergleich.de/photovoltaik-kosten.html

[6] http://www.solarwirtschaft.de/fileadmin/media/pdf/bsw_solar_fakten_pv.pdf

http://www.thema-energie.de/energie-erzeugen/erneuerbare-energien/windenergie/grundlagen/wirtschaftlichkeit-von-windenergieanlagen.html
http://www.thema-energie.de/energie-erzeugen/erneuerbare-energien/windenergie/grundlagen/wirtschaftlichkeit-von-windenergieanlagen.html
http://www.photovoltaik-angebotsvergleich.de/photovoltaik-kosten.html
http://www.solarwirtschaft.de/fileadmin/media/pdf/bsw_solar_fakten_pv.pdf

